
allgemeinen technischen Fortschritts vervollkommnet 
ist. Der Ersatz verbrauchter Teile gehört zum normalen 
Betriebsablauf. Im Zusammenhang damit unterbreitete 
Vorschläge können Neuerervorschläge sein, soweit hier­
durch zugleich weitere Aufgabenstellungen gelöst wer­
den.
Von diesen Erwägungen hätten sich die Vordergerichte 
leiten lassen müssen. Ihnen oblag folglich die rechtliche 
Beurteilung, ob der Einbau des selbsttätigen Druckreg­
lers anstelle eines sog. Schumannreglers eine dem Ent­
wicklungsstand entsprechende Maßnahme war. Be­
jahendenfalls hätte der Vorschlag des Klägers nicht als 
Neuerervorschlag beurteilt werden können, selbst wenn 
in geringem Umfang konstruktive und technologische 
Veränderungen mit dem Einbau eines technisch weiter­
entwickelten Reglers verbunden waren. Die dazu not­
wendigen Feststellungen sind jedoch nicht getroffen 
worden.
Der Kassationsantrag verfolgt indessen wegen dieses 
Mangels nicht die Aufhebung der Entscheidung des 
Stadtgerichts. Die nämlich als Folge davon gebotene Zu­
rückverweisung des Streitfalls wäre nicht vertretbar, 
weil selbst dann, wenn die erneute Beweiserhebung zu 
der gesicherten Feststellung führte, daß ein den recht­
lichen Anforderungen genügender Neuerervorschlag 
vorliegt, der Vergütungsanspruch des Klägers keinen 
Erfolg haben könnte.
Nach den insoweit ausreichenden Feststellungen wird 
entgegen der Auffassung des Stadtgerichts die in dem 
Vorschlag enthaltene Leistung von den Arbeitsaufgaben 
des Klägers umfaßt. Das Stadtgericht hat das gesetzliche 
Merkmal „Arbeitsaufgabe“ auf den Umfang der arbeits­
vertraglich vereinbarten Tätigkeit eingeschränkt. Das ist 
nicht richtig. Die Arbeitsaufgabe i. S. von § 13 Abs. 1 der 
1. DB zur NVO umaßt alle Leistungen, die der Werk­
tätige im Rahmen seines Arbeitsrechtsverhältnisses zu 
erbringen rechtlich verpflichtet ist. Deshalb gehören 
zu den Arbeitsaufgaben im Hinblick auf die Beurteilung 
von Vergütungsansprüchen für Neuerervorschläge auch 
solche Leistungen, die der Werktätige in Erfüllung von 
Weisungen und ihm erteilten Aufträgen zu erarbeiten 
hat, die nicht von vornherein Teil der arbeitsvertraglich 
vereinbarten Tätigkeit sind.
Der Kläger war nicht technischer Leiter des Werkes V, 
als er den Vorschlag eingereicht hat. Darin ist dem 
Stadtgericht zuzustimmen. Es ist auch richtig, daß er 
deshalb nicht die Verantwortung für eine ordnungs­
gemäße Versorgung des Betriebes mit Dampf trug. Der 
hieraus vom Stadtgericht gezogene Schluß, die Leistung 
gehöre nicht zu den Arbeitsaufgaben des Klägers, ent­
spricht allerdings nicht der Sach- und Rechtslage. Der 
Kläger sollte sich in das Aufgabengebiet eines techni­
schen Leiters im Werk V einarbeiten. Ei* hatte zwar 
keine Weisungs- und Unterschriftsbefugnis, aber durch­
aus die Pflicht, bei der Lösung von Aufgaben in diesem 
Bereich mitzuwirken. Damit stimmt die Auffassung und 
praktische Handhabung zur Tätigkeit des Klägers durch 
den Verklagten überein. Die Behebung der Störungen 
bzw. die Beseitigung der Provisorien an der Dampfzu­
leitung wurden vom damaligen technischen Leiter mit 
dem Kläger erörtert. Davon ausgehend beschaffte der 
Kläger den Regler. Die hierzu erforderlichen Maßnah­
men traf er während der Abwesenheit des technischen 
Leiters.
Dieser Sachhergang läßt die rechtliche Schlußfolgerung 
zu, daß der Kläger den Auftrag hatte, den Regler zu 
beschaffen und damit die Störungen in der Dampfzulei­
tung zu beheben. Die hiervon abweichende Auffassung 
des Stadtgerichts beruht auf einer unbegründet ein­
engenden Auslegung des Begriffs „Arbeitsaufgabe“ und 
einer damit verbundenen fehlerhaften rechtlichen Wür­
digung des festgestellten Sachverhalts.
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